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Gesetz 

über den Volksentscheid 

im Gebietsteil Baden des Landes Baden-Württemberg 
gemäß Artikel 29 Abs. 3 des Grundgesetzes 

Vom 26. Februar 1970 


Der Bundcslcig hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 


Artikel 1 


§ 1 

Im Gebietsteil Baden des Landes Baden-Württem¬ 
berg ist bis ziim 30. Juni 1970 ein Volksentscheid 
über die Zugehörigkeit dieses Gebiets zum Lande 
Baden-Württemberg durrhzuführen. 


§ 2 


Der Stimmzettel hat lolgeriden Wortlaut: 


„Stimm/ettcJ lür den Volksentscheid 
im Gebietsteil Baden 
des Ltindes Baden-Württemberg 


Ich will, 


daß das frühere Land 

Baden 

als selbständiges Land 
wi ed erh crgeste 111 w i rd. 


daß das Gebiet des 
früheren Landes Baden 
beim Lande 

Baden-Württemberg 

verbleibt." 


§ 3 

Der Volksenlscbeid zugunsten einer Wiederher¬ 
stellung dos früheren Landes Baden als selbständi¬ 
ges Land kommt zustande, wenn eine Mehrheit, die 


mindestens ein Viertel der zum Landtag wahlberech¬ 
tigten Bevölkerung im Gebietsteil Baden umfaßt, 
die Frage nach der Wiederherstellung bejaht. 

§ 4 

Im übrigen finden auf den Volksentscheid die Vor¬ 
schriften der §§ 20ff. des Gesetzes über Volks¬ 
begehren und Volksentscheid bei Neugliederung des 
Bundesgebietes nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 des 
Grundgesetzes vom 23. Dezember 1955 (Bundesge- 
setzbl. I S. 835) in der Fassung des Artikels 2 dieses 
Gesetzes Anwendung. 

Artikel 2 

Das Gesetz über Volksbegehren und Volksent¬ 
scheid bei Neugliederung des Bundesgebietes nach 
Artikel 29 Abs. 2 bis 6 des Grundgesetzes vom 
23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 835) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 20 erhält folgende Fassung; 

.§ 20 

Gegenstand des Volksentscheides 
Gegenstand des Volksentscheides ist 
1. in den Fällen des Artikels 29 Abs. 3 Satz 1 
des Grundgesetzes die mit dem Volksbegeh¬ 
ren angestrebte Änderung der Landeszuge¬ 
hörigkeit des Abstimmungsgebietes} 
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2. in den Fällen des Artikels 29 Abs. 4 Satz 3 
erster llalbsatz des Grundgesetzes das Ge¬ 
setz, soweit es nidit Gegenstand des voran¬ 
gegangenen Volksentscheids nach Artikel 29 
Abs. 3 Satz 1 war; 

3. in den Fällen des Artikels 29 Abs. 5 Satz V 
des Grundgesetzes der Teil des Gesetzes, der 
sich aut die Änderung der Landeszugehörig¬ 
keit des jeweils betroffenen Gebietes bezieht; 

4. in den Fällen des Artikels 29 Abs. 5 Satz 3 
des Grundgesetzes das ganze Gesetz." 

2. § 22 Abs. 2 wird gestrichen. Absatz 3 wird Ab¬ 
satz 2. 

3. § 23 Abs. 2 Salz 2 c^rhält folgende Fassung: 

„Wer einen Siirnmschein hat, kann an der Ab¬ 
stimmung 

1. durch Stimmabgabe in einem beliebigen 
Stimmbezirk des Abstimmungsgebietes, 

2. durcti B r iefa t)s t i rn rnung 
teil nehmen.“ 

4. a) ln § 24 Abs. 1 Nr. 1 werden an Stelle der 

Worte „oder 2“ die Worte: „29 Abs. 4 Satz 3 
erster Halbsatz und 29 Abs. 5 Satz 1" einqe- 
fügt. 

b) In § 24 Abs. t Nr. 2 werden die Worte „Abs. 4 
Salz 2“ durch dic! Worte „ Abs. 5 Satz 3" er¬ 
setzt. 

5. § 25 Abs. 1 erhält tolgende Fassung: 

„(1) Die Vorschriften des Bundeswahlgesetzes 
vom 7. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 383), zu¬ 
letzt geändert durch Gesetz vom 25. Juni 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 645), über 

1. die Einteilung der Wahlkreise in Wahlbezirke 
(§ 2 Abs. 3), 

2. die Bildung und Tätigkeit der Wahlorgane 
(§ 9 Abs. 1 und 2, § 10), 

3. die Wahlehrenämtor 

(§ H). 

4. die Führung und Auslegung der Wählerver¬ 
zeichnisse und dieErteilung von Wahlscheinen 
(§ 18 ). 

5. die Stimmzettel 
(§ 3t Abs. 1), 

6. die Wahrung des Waldgeheimnisses 
(§ 34), 

7. die Brietwah! 

(§ 36), 

8. die Anfechtung von Entscheidungen und Maß¬ 
nahmen im Wahl verfahren 

(§ 50) 

sind entsprechend anzuwenden. Es werden ersetzt 
die Bezeichnungen „Wahlkreise" durch „Stimm¬ 
kreise", „Wahlbezirke" durch „Stimmbezirke", 
„Wahlberechtigte" durch „Stimmberechtigte", 
„Wahlleiter" durch „Abstimmungsleiter", „Wahl¬ 
ausschüsse" durch „ Ahstimmungsausschüsse", 


„Wahlvorsteher" durch „Abstimmungsvorsteher", 
„Wahlvorstände" durch „Abstimmungsvor¬ 
stände", „Wahlurnen" durch „Stimmurnen", 
„Wahlgeheimnis" durch „Abstimmungsgeheim¬ 
nis", „Briefwahl" durch „Briefabstimmung'3 
„Wahlscheine" durch „Stimmscheine", „Wahl 
brief" durch „Stimmbrief", »Wahlbriefumschlägc" 
durch „ Stimmbriefumschläge"." 

6. § 27 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Landesabstimmungsleiter kann im Einzcl- 
fall, wenn besondere Gründe es erfordern, die 
Abstimmungszeit mit einem früheren Beginn 
festsetzen und bis höchstens 21 Uhr ausdehnen." 

7. Dem § 28 Abs, 2 wird folgender Satz 2 ange¬ 
fügt: 

„In den Fällen des Artikels 29 Abs. 3 Satz 1 des 
Grundgesetzes gibt der Abstimmende seine 
Stimme in der Weise ab, daß er diejenige der 
beiden Fragen, der er zustimmen möchte, an der 
dafür vorgesehenen Stelle ahkreuzt." 

8. § 30 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Bei der Briefabstimmung ist die Stimm¬ 
abgabe außerdem ungültig, wenn 

1. der Stimmbrief nicht rechtzeitig eingegangen 
ist, 

2, dem Stimmzettel kein oder kein mit der vor¬ 
geschriebenen eidesstattlichen Versicherung 
versehener Stimmschein beigefügt ist." 

9. a) § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Gesamtergebnis des Volksentschei¬ 
des stellt in den Fällen des Artikels 29 Abs. 3 
Satz 1, Abs. 4 Satz 3 erster Halbsatz und 
Abs. 5 Satz 1 des Grundgesetzes der Landes¬ 
abstimmungsausschuß für das Abstimmungs¬ 
gebiet, im Falle des Artikels 29 Abs. 5 Satz 3 
des Grundgesetzes der Bundesabstimmungs¬ 
ausschuß für das Bundesgebiet fest." 

b) In § 32 Abs. 3 ist hinter den Worten „(Bun- 
desgesetzbl. I S. 166)" einzufügen: „geändert 
durch Gesetz vom 24. August 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 977)". 

10. In § 34 Abs. 2 Satz 2 sind die Worte „und 2" zu 
streichen und die Worte „Abs. 4 Satz 2" durch 
die Worte „Abs. 5 Satz 3" zu ersetzen. 

11. In § 35 Abs. 3 Satz 2 sind die Worte „und 2" zu 
streichen und die Worte „Abs. 4 Satz 2" durch 
die Worte „Abs. 5 Satz 3" zu ersetzen. 

12. § 37 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„Für die Durchführung des Volksentscheides 
(§§ 20 bis 36) gelten die §§ 1 bis 28, 42 bis 62, 
64, 67 bis 73 und 85 bis 89 der Bundeswahlord¬ 
nung vom 8. April 1965 (Bundesgesetzbl. I S.239) 
entsprechend." 

13. In § 37 Abs. 2 ist hinter „§ 16 über die Feststel¬ 
lung des Eintragungsergebnisses" einzufügen: 
„§§ 22, 23 über das Stimmrecht und seine Aus¬ 
übung". 
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Artikel 3 

Der BLmdesjninisl{n dos liUK'in wird ermächtigt, 
das Gesetz über Volkshegcdiren und Volksentscheid 
bei Neugliederung d()s Bundesgebietes nach Arti¬ 
kel 29 Abs. 2 bis b des Gi undg(5setzes vom 23. De¬ 
zember 1955 (Bimdcssgesolzh!. I S. 835) in der durch 
dieses Gesetz gcänderlen Fassung mit neuem Da¬ 
tum bekanntzumcKhen und daberi Unstimmigkeiten 
des Wortlcintos und d(M- Paiaigraphenlolge zu besei¬ 
tigen. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 


Die V erlass II ngsmäßi gen Rechte des Bundes rate s 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 


Bonn, dom 2b. Februar 1970 

Der Bund^espräsident 
He ine mann 


Der Bundeskanzler 
Brandt 


1) e t; B u n d e s m i n i s t e r des Innern 
Genscher 
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Bekanntmachung 
der Neufassung des Gesetzes 
über Volksbegehren und Volksentscheid 
bei Neugliederung des Bundesgebietes 
nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 des Grundgesetzes 

Vom 26. Februar 1970 

Auf Grund des Artikels 3 des Gesetzes über den 
Volksentscheid im Gebietsteil Baden des Landes 
Baden-Württemberg gemäß Artikel 29 Abs. 3 des 
Grundgesetzes vom 26. Februar 1970 (Bundesge- 
setzbl. I S. 201) wird nachstehend der Wortlaut 
des Gesetzes über Volksbegehren und Volksent¬ 
scheid bei Neugliederung des Bundesgebietes nach 
Artikel 29 Abs. 2 bis 6 des Grundgesetzes in der 
Fassung bekanntgemacht, die sich aus Artikel 2 des 
eingangs genannten Gesetzes ergibt. 


Bonn, den 26. Februar 1970 

Der Bundesminister des Innern 
Genscher 


Gesetz 

über Volksbegehren und Volksentscheid 
bei Neugliederung des Bundesgebietes 
nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 des Grundgesetzes 

in der Fassung vom 26. Februar 1970 


Erster Abschnitt 
Volksbegehren 

§ 1 

Gegenstand des Volksbegehrens 

(1) In Gebietsteilen, die bei der Neubildung der 
Länder nach dem 8. Mai 1945 ohne Volksabstimmung 
ihre Landeszugehörigkeit geändert haben, werden 
auf Antrag Volksbegehren nach Artikel 29 Abs. 2 
des Grundgesetzes durchgeführt. 

(2) Ist ein Gebiet eines früheren Landes oder 
einer früheren Provinz verschiedenen Ländern zuge¬ 


teilt, so bilden die Teile je einen Gebietsteil im 
Sinne von Absatz 1, die dem gleichen Lande einge¬ 
gliedert oder in einem neu gebildeten Lande zu- 
sammengesdilossen sind. 

§ 2 

Zulassungsantrag 

(1) Die Durchführung eines Volksbegehrens ist 
bis zum 5. Februar 1956 beim Bundesminister des 
Innern zu beantragen. Der Antrag muß von minde¬ 
stens eins vom Hundert der bei der letzten Wahl 
zum Landtag amtlich ermittelten Zahl der wahl¬ 
berechtigten Einwohner des Gebietsteiles (§ 1), für 
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den das Volksb(H|(^hren boantragt wird, jedocTi von 
nicht mehr als 3 000 ninwohiiern persönlich und 
h a n d s ch r i 11.1 i < :h u n I (‘ r/. e i eh net s cd n. 

(2) Unierschrif tsIxM'echligt ist jeder Einwohner des 
Gebietsteiles, der b(d Stell um) des Antrages zum 
Lan dta g wa h 1 b v. re(h t i g t ist. 

(3) Von der Beibringung der Unterschriften kann 
abgesehen werden, wenn der Vorstand einer Ver¬ 
einigung den Antrag stellt und glaubhaft macht, daß 
die nach Absatz 1 erforderliche Zahl ihrer im Ge- 
b i e t st e i 1 u n te r s ch i- i f I. sb e r (x b t i g t (m Mitglieder d e n 
Antrag unterstützt. 

§ 3 

Inhalt des Ziilassiingsanlrages 

Im Antrag ist anzngeben 

1. der Gebietsteil im Sinne von § 1, dessen Landes¬ 
zugehörigkeit geändert werden soll, unter Be¬ 
zeichnung der betroffenen jetzigen Verwaltungs¬ 
bezirke, und 

2. die für das Gebiet begehrte Landeszugehörigkeit. 

Weitere Zusätze in Überschrift und Wortlaut des 
Zulassungsantrages sind unzulässig und bei der 
Veröffentlichung des Antrages nach § 6 wegzu¬ 
lassen. 

§ 4 

V ertrauensmäniier 

(1) Im Antrag sind ein Vertrauensmann und ein 
Vertreter zu benennen. Fehlt dies, so gilt der Erst¬ 
unterzeichner als Vertrauensmann, der zweite als 
sein Vertreter. 

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be¬ 
stimmt ist, sind nur der Vertrauensmann und sein 
Vertreter, jeder für sich, berechtigt, verbindliche Er¬ 
klärungen zu dem Antrag abzugeben und entgegen¬ 
zunehmen. Im Zweifelsfalle gilt die Erklärung des 
Vertrauensmannes. 

(3) Der Vertrauensmann und der Vertreter kön¬ 
nen von der Mehrheit der Unterzeichner des An¬ 
trages durch schriftliche Erklärung an den Bundes¬ 
minister des Innern abberufen und durch andere er¬ 
setzt werden. 

§ 5 

Entscheidung über den Zulassungsantrag 

(1) Uber den Antrag entscheidet der Bundesmi¬ 
nister des Innern. 

(2) Enthält der Antrag Mängel, so fordert der Bun¬ 
desminister des Innern zunächst den Vertrauens¬ 
mann auf, sie binnen einer angemessenen Frist zu 
beseitigen. Nach Ablauf dieser Frist können die 
Mängel nicht mehr behoben werden. Enthält ein An¬ 
trag nicht die vorgeschriebene Zahl gültiger Unter¬ 
schriften, so kann dieser Mangel nach Ablauf der 
Antragsfrist (§ 2 Abs. 1) nicht mehr behoben werden. 

(3) Der Bundesminister des Innern hat dem An¬ 
trag stattzugeben, wenn die Voraussetzungen der 
§§ 1 bis 3 vorliegen. 


(4) Die Entscheidung ist den Antragstellern und 
der Landesregierung zuzustellen. Sie ist, wenn der 
Antrag abgelehnt wird, mit Gründen zu versehen. 
Gegen die Ablehnung ist innerhalb zweier Wochen 
nach Zustellung der Entscheidung Beschwerde an 
das Bundesverfassungsgericht zulässig; die Landes¬ 
regierung kann gegen die Zulassung des Antrages 
innerhalb der gleichen Frist Beschwerde einlegen. 
über die Beschwerde entscheidet der Zweite Senat. 


§ 6 

Veröffentlichung des zugelassenen Antrages 

(1) Ist dem Antrag endgültig stattgegeben (§ 5 
Abs. 3 und 4), so veröffentlicht der Bundesminister 
des Innern den Antrag und die Entscheidung im 
Bundesanzeiger und setzt die Eintragungsfrist und 
die Eintragungsstunden für das zugelassene Volks¬ 
begehren fest. Die Eintragungsfrist soll nicht vor 
dem 6. Februar 1956 beginnen und soll für Volks¬ 
begehren, die denselben Gebietsteil betreffen, ein¬ 
heitlich festgesetzt werden. 

(2) Die Eintragungsfrist beginnt frühestens vier¬ 
zehn Tage nach der Veröffentlichung im Bundes¬ 
anzeiger. Sie beträgt vierzehn Tage. Die Eintra¬ 
gungsstunden sind so festzusetzen, daß jeder Ein¬ 
tragungsberechtigte Gelegnheit hat, sich an dem 
Volksbegehren zu beteiligen. Es sind daher Ein¬ 
tragungsstunden auch außerhalb der üblichen Dienst¬ 
stunden, insbesondere auch an Sonn- und Feier¬ 
tagen, vorzusehen. 

(3) Die Landesregierung sorgt für die Unterrich¬ 
tung der zur Beteiligung am Volksbegehren aufge¬ 
rufenen Bevölkerung durch öffentliche Bekannt¬ 
machung des Antrages, der Entscheidung des Bun¬ 
desministers des Innern oder des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts, der Eintragungsfrist und der Eintra¬ 
gungsstunden. 

§ 7 

Zurücknahme des Zulassungsantrages 

(1) Nach der Zulassung kann der Antrag nicht 
mehr geändert werden. Er kann bis einen Monat 
vor dem in § 2 Abs. 1 bestimmten Zeitpunkt, jedoch 
nicht mehr nach Beginn der Eintragungsfrist zurück¬ 
genommen werden. 

(2) Die Zurücknahme des Zulassungsantrages ist 
nur gültig, wenn sie von mehr als der Hälfte der 
Unterzeichner des Antrages persönlich und hand¬ 
schriftlich erklärt wird und die danach noch ver¬ 
bleibende Zahl der Unterzeichner nicht die Mindest¬ 
zahl nach § 2 Abs. 1 Satz 2 erreicht. 

(3) Ist der Antrag vom Vorstand einer Vereini¬ 
gung gestellt worden, so ist die Zurücknahme nur 
gültig, wenn der Vorstand glaubhaft macht, daß der 
Zulassungsantrag nicht mehr von der in § 2 Abs. 1 
Satz 2 genannten Mindestzahl von Mitgliedern, die 
in dem Gebietsteil unterschriftsberechtigt sind, un¬ 
terstützt wird. 

(4) Der Bundesminister des Innern gibt die Zu¬ 
rücknahme des Antrages im Bundesanzeiger be¬ 
kannt. 



206 


Bundcsgesetzblatl, Jahrgang 1970, Teil I 


§ B 

Ein li agil iigsbeiechtigniig 

EinlrtiguiKjsborechtlgt ist, wcm cim Tage der Ein- 
Iragung seinen Wohnsitz oder, wenn er keinen 
Wohnsitz hat, seinen dauernden Aufenthalt im Ge¬ 
bietsteil (§ 1) lud und nach den landesgesetzlichen 
Vorschriften zum Landtag wahlberechtigt ist, es sei 
denn, daß er nach diesen Vorschriften in der Aus¬ 
übung des W/ahlrechts l)e}dndert ist oder daß sein 
Wahlrecht ruht. 

§ 9 

Ausübung des Eintiagungsrechts 

(1) Zur Eintragung ist nur zuzulassen, wer in das 
Wählerverzeichnis eingetragen ist, das für die letzte 
Wahl zum Landtag auf gestellt oder laufend geführt 
isl, oder wer einem Eintragungsschein hat. - 

(2) Der Eintragungsberechtigte kann sich nur ein¬ 
mal und nur an dem Orte oder in dem Ortsteil ein¬ 
tragen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen 
ist. Wer einen Eintragiingsschein hat, kann sich in 
einer beliebigen Eintragungsstelle des Gebietsteiles 
ein tragen. 

§ 10 

Eintragungsschein 

(1) Ein Eintragungsberechtigter, der in das Wäh¬ 
lerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf Antrag 
einen Eintragungsschein, wenn er 

1. sich während der ganzen Eiritragungsfrist aus 
wichtigem Grunde außerhalb des Ortes aufhäit, 
in dessen WählervcrzeichLnis er eingetragen ist, 
oder 

2. nach dem Abschluß des Wählerverzeichnisses 
seine Wohnung in einen anderen Ort innerhalb 
des Gebietsteiles verlegt hat oder 

3. infolge eines körperlichen Leidens oder Gebre¬ 
chens in seiner Bewegungsfreiheit behindert ist 
und durch den Eintragungsschein die Möglichkeit 
erhält, sich in einer für ihn günstiger gelegenen 
Eintragungsstelle einzutragen. 

(2) Ein Eintragimgsberechtigter, der nicht in das 
Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf An¬ 
trag einen Eintragungsschein, 

1. wenn sein Wahlrecht erst nach dem Abschluß des 
Wählerverzeichnisses festgestellt worden ist oder 

2. wenn er nach der letzten Wahl zum Landtag 
wahlberechtigt geworden ist. 

§ 11 

Einspruch gegen die Versagung 
des Eintragungsscheines 

(1) Gegen die Versagung des Eintragungsscheines 
kann binnen 48 Stunden Einspruch bei der Ge¬ 
meinde eingelGgt werden. 

(2) Die Gemeinde hat über den Einspruch unver¬ 
züglich zu entscheiden und bei Ablehnung die Ent¬ 
scheidung dem Antragsteller zuzustellen. Gegen die 
Entscheidung der Gemeinde kann innerhalb von 
drei Tagen nadi Zustellung Beschwerde an die Auf¬ 
sichtsbehörde eingelegt werden. 


§ 12 

Eintragungsleiter 
und Eintragiingsausschuß 

(!) Die Landesregierung ernennt für das Eintra- 
gungsgebiet einen Landeseintragungsleiter und, 
wenn das Volksbegehren mehr als eine kreisfreie 
Stadt umfaßt, für jeden Kreis einen Eintragungs¬ 
leiter. 

(2) Beim Landeseintragungsleiter wird ein Ein¬ 
tragungsausschuß gebildet. Er besteht aus dem Lan¬ 
deseintragungsleiter als Vorsitzenden und sechs 
Beisitzern, die der Landeseintragungsleiter aus den 
Eintragungsberechtigten beruft. Für jeden Beisitzer 
wird ein Stellvertreter benannt. Die Beisitzer üben 
ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

(3) Bei der Berufung der Beisitzer sollen die im 
Gebietsteil vertretenen Parteien und die Vereini¬ 
gungen, die einen Antrag auf Zulassung eines Volks¬ 
begehrens für den Gebietsteil gestellt haben, be¬ 
rücksichtigt werden. 

§ 13 

Verfahren des Eintragungsausschusses 

(1) Der Eintragungsausschuß entscheidet in öffent¬ 
licher Sitzung. 

(2) Bei den Abstimmungen im Ausschuß entschei¬ 
det Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(3) über die Sitzung des Eintragungsaussebusses 
wird eine Niederschrift angefertigt. 

§ 14 

Auslegung der Eintragungslisten 

(1) Die Gemeinde legt während der Eintragungs¬ 
frist die Eintragungslisten nach dem vom Bundes¬ 
minister des Innern bekanntgegebenen Muster un- 
ter Aufsicht öffentlich aus. 

(2) In dem Gebäude, in dem die Eintragungslisten 
ausliegen, ist es verboten, die Eintragenden durch 
Wort, Ton, Schrift oder Bild zu beeinflussen. 

(3) Die Eintragungsberechtigten, die sich für das 
Volksbegehren erklären wollen, haben sich persön¬ 
lich und eigenhändig einzutragen. Erklärt ein Ein- 
tragungsberechtigter, daß er nicht schreiben kann, 
so wird seine Unterschrift durch die Feststellung 
seiner Erklärung ersetzt. 

§ 15 

Inhalt der Eintragung 

Die Eintragung muß enthalten 
L Vor- und Zunamen, 

2. Geburtstag und Geburtsort, 

3. Wohnort und Wohnung. 

§ 16 

Feststellung und Prüfung 
des Eintragungsergebnisses 

(1) Nach Ablauf der Eintragungsfrist bestätigen 
die Gemeindebehörden auf den Eintragungslisten, 
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daß die Langel iciy(MK!n arn Tage der Finlragung ein- 
I ragungsbcrcKbUgl und in da.s Wahlerverzeidinis 
der Cemeind(^ oingclragen warcvn oder Eintragungs- 
Scheine libcrrgelren haben. 

(2) Der Ein! ragungsausscbuß stellt fest, wie viele 
Eintragungsber(H:hligte sich gültig eingetragen ha¬ 
ben und ob danach das Volksbegehren zustande ge¬ 
kommen ist. 

(3) Für die Prülung des Einiragungsergebnisses 
und die Entscheidung über die Gültigkeit desVolks- 
begetrrens sind die Vorschriften des Wahlprüfungs¬ 
gesetzes vom 12. Marz 1951 (Bundesgesetzbl I S. 166) 
cmtsprechend a nz 11 w enden. 

§ 17 

Ungültige Eintragungen 

Ungültig sind Eintragungen, die 

1. unleserlich oder unvollständig sind, 

2. die Person des Eingetragenen nicht zweifelsfrei 
erkennen lassen, 

3. von nicht eintragungsberechtigten Personen her¬ 
rühren, 

4. nicht rechtzeiüg vollzogen worden sind, 

5. einen Zusatz oder einen Vorbehalt enthalten. 

§ 18 

Errechnungsgrundlage 

Bei Errechnung der Gesamtzahl der wahlberech¬ 
tigten Bevölkerung nach Artikel 29 Abs. 2 des 
Grundgesetzes ist die bei der letzten Wahl zum 
Landtag amtlich ermittelte Zahl der Wahlberech¬ 
tigten des Gebietsteiles maßgebend. 

§ 19 

Veröffentlichung 
des Eintragungsergebnisses 

Der Landeseintragungsleiter übermittelt dem Bim- 
desminister des Innern das Ergebnis der Eintragung 
in dem gesamten Gebietsteil, für den das Eintra- 
giingsverfahren durchgeführt worden ist. Der Bun- 
desminister des Innern veröffentlicht das Ergebnis 
im Bundesanzeiger. 


Zweiter Abschnitt 
V olksentscheid 

§ 20 

Gegenstand des Volksentscheides 

Gegenstand des Volksenlscheides ist 

1. in den Fällen des Artikels 29 Abs. 3 Satz 1 des 
Grundgesetzes die mit dem Volksbegehren ange¬ 
strebte Änderung der Landeszugehörigkeit des 
Abstimmungsgebietes; 

2. in den Fällen des Artikels 29 Abs, 4 Satz 3 erster 
Hülbsatz des Grundgesetzes das Gesetz, soweit 
es nicht Gegenstand des vorangegangenen Volks¬ 
entscheides nach Artikel 29 Abs. 3 Satz 1 war; 


3. in den Fällen des .Artikels 29 Abs. 5 Satz 1 des 
Grundgesetzes der Teil des Gesetzes, der sich 
auf die Änderung der Landeszugehörigkeit des 
jeweils betroffenen Gebietes bezieht; 

4. in den Fällen des Artikels 29 Abs. 5 Satz 3 des 
Grundgesetzes das ganze Gesetz. 


§ 21 

Bestimmung des Abstimmungstages 

(1) Der Bundesminister des Innern bestimmt den 
Abstimmungstag und gibt den Gegenstand des 
Volksentscheides, das Abstimmungsgebiet und den 
Abstimmungstag im Bundesanzeiger bekannt. 

(2) Die Landesregierungen sorgen für die Unter¬ 
richtung der zur Beteiligung am Volksentscheid auf¬ 
gerufenen Bevölkerung durch öffentliche Bekannt¬ 
machung des Gegenstandes des Volksentscheides, 
des Abstimmungsgebietes und des Abstimmungs¬ 
tages. 

§ 22 

Stimmrecht 

(1) Stimmberechtigt ist, wer am Abstimmungstage 
seinen Wohnsitz oder, wenn er keinen Wohnsitz 
hat, seinen dauernden Aufenthalt im Abstimmungs¬ 
gebiet hat und nach den landesgesetzlichen Vor¬ 
schriften zum Landtag wahlberechtigt ist, es sei 
denn, daß er nach diesen Vorschriften in der Aus¬ 
übung des Wahlrechts behindert ist oder daß sein 
Wahlrecht ruht. 

(2) Jeder Stimmberechtigte hat eine Stimme. 

§ 23 

Ausübung des Stimmrechts 

(1) Abstimmen kann nur, wer in das Wählerver¬ 
zeichnis eingetragen ist oder einen Stimmschein hat. 

(2) Der Stimmberechtigte kann nur an einem Orte 
und nur in dem Stimmbezirk abstimmen, in dessen 
Wählerverzeichnis er eingetragen ist. Wer einen 
Stimmschein hat, kann an der Abstimmung 

1. durch Stimmabgabe in einem beliebigen Stimm¬ 
bezirk des Abstimmungsgebietes, 

2. durch Briefabstimmung 
teilnehmen. 

(3) Der Stimmberechtigte kann sein Stimmrecht 
nur persönlich ausüben. 

§ 24 

Abstimmungsorgane 

(1) Abstimmungsorgane sind 
1. bei einem Volksentscheid nach Artikel 29 Abs. 3 
Satz 1 oder 29 Abs. 4 Satz 3 erster Halbsatz und 
29 Abs. 5 Satz i des Grundgesetzes ein Landes¬ 
abstimmungsleiter und ein Landesabstimmungs¬ 
ausschuß für jedes Abstimmungsgebiet und, wenn 
das Abstimmungsgebiet mehr als einen Landkreis 
oder mehr als eine kreisfreie Stadt umfaßt, ein 
Kreisabstimmungsleiter für jeden Kreis; 
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2. hei (Jiu'ni Volkscnilsdund nach Artikel 29 Abs. 5 
S(d./. 2 d('s (triindg('sei/(‘s der Bundesabstim- 
mnngsl(‘il.(‘r nrul ein Bijnde.sa])sliiTimiingsausschuß 
für das Bund('sg(d)iei; 

(^in KreiS(d)stiinrmingsleiler (ür jeden Stimmkreis; 
di*e B(!ndeslagsw<ib]kr('ise gelten als Stimmkreise; 

3. in bcrid('n Bällen ein Ai)s(imtniingsvorsleher und 
ein Abs!imnuingsvorstand für jeden Stimmbezirk. 

(2) Bei der Berulung d<'r Beisitzer der Ausschüsse 
und der Abstirnniiingsvor stände sollen die im jewei¬ 
ligen Bezirk veiiretenen Parteien und die Vereini¬ 
gungen, die einen Antrag aut Zulas.sung eines 
Volksbegehrens nach diesem Gesetz gestellt haben, 
berück sich tig t weu dmr. 

§ 25 

Anwendung von Vorschriften 
des Bundeswahlgesetzes 

(1) Die Vorschriften des Bundeswahlgesetzes vom 
7. Mai 1956 (Bnndesgesetzbl. I S, 383), zuletzt ge¬ 
ändert durch das Gesetz vom 25. Juni 1969 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 645), über 

1. die Einteilung der Wahlkreise in Wahlbezirke 
(§ 2 Abs. 3), 

2. die Bildung und Tätigkeit der Wahlorgane 
(§ 9 Abs. 1 und 2, § 10), 

3. die Wahlehrenämler 

(§ 11 ), 

4. die Führung und Auslegung der Wählerverzeich¬ 
nisse und die Erteilung von Wahlscheinen 

(§ 18), 

5. die Stimmzettel 
(§ 31 Abs. 1), 

6. die Wahrung des Wahlcieheimnisses 

(§ 34), 

7. die Briefwahl 
(§ 36), 

8. die Anfechtung von Entscheidungen und Maßnah¬ 
men im Wahlverfahren 

(§ 50) 

sind entsprechend anzuwenden. Es werden ersetzt 
die Bezeichnungen „Wahlkreise" durch „Stimm¬ 
kreise", „Wahlbezirke" durch „Stimmbezirke", 
„Wahlberechtigte" durch „Stimmberechtigte", „Wahl¬ 
leiter" durch „Abstimmungsleiter", „Wahlaus¬ 
schüsse" durch „Abstimmungsausschüsse", „Wahl¬ 
vorsteher" durch „Abstimmungsvorsteher", "Wahl- 
vorslände" durch „Abstimmungsvorstände", „Wahl¬ 
urnen" durch Stimmurnen", „Wahlgeheimnis" durch 
„Abstimmungsgeheimnis", „Briefwahl" durch „Brief¬ 
abstimmung", „Wahlscheine" durch „Slimmscheine", 
„Wahlbricf" durch „Stimmbrief", „Wahlbrief¬ 
umschläge" durch „Slimmbriefumschläge". 

(2) Soweit nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 ein Kreisabstim- 
mungsleitcr nicht berufen wird, ist die Beschwerde 
im Einspruthsverfahren gegen das Wählerverzeich¬ 
nis und gegen die Versagung des Stimmscheines bei 
der zuständigen Aufsichlsbehörde einzulegen. Für 
die Bildung des Bimdesabstimmungsausschusses gel¬ 
ten die Vorschriften über die Bildung der Landes¬ 
wahlausschüsse enlsprediend. 


§ 26 

Abstimmungshandlung 

(1) Die Abstimmung ist geheim. 

(2) Die Abstimmungshandlung und die Ermittlung 
des Abstimmungsergebnisses sind öffentlich. Der 
Abstimmungsvorstand kann Personen, die die Ord¬ 
nung und Ruhe stören, aus dem Abstimmungsraum 
verweisen. 

(3) In dem Gebäude, in dem sich der Abstim¬ 
mungsraum befindet, ist es verboten, die Ab¬ 
stimmenden durch Wort, Ton, Schrift oder Bild zu 
beeinflussen. 

§ 27 

Abstimmungstag und Abstimmungszeil 

(1) Die Abstimmung findet an einem Sonntage 
oder einem gesetzlichen Feiertage statt. 

(2) Die Abstimmung dauert von 8 bis 18 Uhr. Der 
Landesabstimmungsleiter kann im Einzelfall, wenn 
besondere Gründe es erfordern, die Abstimmungs¬ 
zeit mit einem früheren Beginn festsetzen und bis 
höchsten 21 Uhr ausdehnen. 

§ 28 

Stimmabgabe 

(1) Abgestimmt wird mit amtlichen Stimmzetteln 
in amtlichen Umschlägen. Das Muster des Stimm¬ 
zettels wird vom Bundesminister des Innern be¬ 
stimmt. 

(2) Der Abstimmende gibt seine Stimme in der 
Weise ab, daß er durch ein auf den Stimmzettel ge¬ 
setztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig 
kenntlich macht, ob er die gestellte Frage mit „ja" 
oder „nein" beantworten will. In den Fällen des 
Artikels 29 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes gibt der 
Abstimmende seine Stimme in der Weise ab, daß er 
diejenige der beiden Fragen, der er zustimmen 
möchte, an der dafür vorgesehenen Stelle ankreuzt. 

(3) Ein Stimmberechtigter, der des Schreibens un¬ 
kundig oder durch körperliche Gebrechen behindert 
ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen oder in den 
Umschlag zu legen und ihn dem Abstimmungs¬ 
vorsteher zu übergeben, kann sich der Hilfe einer 
Vertrauensperson bedienen. 

§ 29 

Feststellung des Abstimmungsergebnisses 
im Stimmbezirk 

Nach Beendigung der Abstimmungshandlung stellt 
der 'Abstimmungsvorstand das Abstimmungsergeb¬ 
nis im Stimmbezirk fest. 

§ 30 

Ungültige Stimmen 

(1) Ungültig sind Stimmzettel, 

1. die nicht in einem amtlichen Umschlag abgegeben 

worden sind, 

2. die als nicht amtlich erkennbar sind, 

3. die keine Eintragung enthalten, 
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4. aus deren Infiall d(‘r Wille des Abstimmenden 

nicht zwei!eisfrei zu {‘ikennen ist, 

5. die einen Zusatz oder einem Vorbehalt enthalten. 

(2) Mehrere in einem Umseiilag enthaltene Stimm¬ 
zettel gelten als ein Stimmzettel, wenn sie gleich¬ 
lauten oder nur einer von ihnen gekennzeichnet ist; 
sonst zählen sie als ungültige Stimmzettel. Leere 
Umschläge gelten als ungültige Stimmen. 

(3) Bei der Brieläbstimmung ist die Stimmabgabe 
außerdem ungültig, wenn 

1. der Stimmbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist, 

2. dem Stimmzettel kein oder kein mit der vor¬ 
geschriebenen eidesstattlichen Versicherung ver¬ 
sehener Stimmschein bei gefügt ist. 

§ 31 

Entscheidung des Abstimmungsvorstandes 

Der Abstimmungsvorstand entscheidet über die 
Gültigkeit der abgegebenen Stimmen und über alle 
sich bei der Abstimmung und bei der Ermittlung des 
Abstimmungsergebnisses ergebenden Anstände. Der 
Landesabstimmungsausschuß und der Bundesabstim- 
mimgsausschuß können die Entscheidung nach¬ 
prüfen. 

§ 32 

Feststellung und Prüfung 
des Abstimmungsergebnisses 

(1) Die Kreisabstimmungsleiter stellen das Ab¬ 
stimmungsergebnis für ihren Bezirk zusammen und 
übermitteln cs dem Landesabstimmungsleiter oder 
dem Bundesabstiramungsleiter. Wenn das Abstim¬ 
mungsgebiet nicht mehr als einen Landkreis oder 
eine kreisfreie Stadt umfaßt, übermitteln die Ab¬ 
stimmungsvorsteher das Abstimmungsergebnis dem 
Landesabstimmungsleiter. 

(2) Das Gesamtergebnis des Volksentscheides 
stellt in den Fällen des Artikels 29 Abs. 3 Satz 1, 
Abs. 4 Satz 3 erster I laibsalz und Abs. 5 Satz 1 des 
Grundgesetzes der Landesabstimmungsausschuß für 
das Abstimmungsgebiet, im Falle des Artikels 29 
Abs. 5 Satz 3 des Grundgesetzes der Bundesabstim¬ 
mungsausschuß für das Bundesgebiet fest. 

(3) Für die Prüfung des Abstimmungsergebnisses 
und die Entscheidung über die Gültigkeit der Ab¬ 
stimmung gilt das Wahlprüfungsgesetz vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 166), geändert durch Ge¬ 
setz vom 24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S.977), 
entsprechend. 

§ 33 

Ergebnis der Abstimmung 

(1) Die Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen 
entscheidet. 

(2) Bei Gleichheit der bejahenden und verne^en- 
den Stimmen gilt die Frage als verneint. 


§ 34 

Nachabstimmung 

(1) Eine Nachabstimmung findet statt, wenn die 
Abstimmung in einem Stimmkreis oder in einem 
Stimmbezirk nicht durchgeführt worden ist. 

(2) Die Nachabstimmung muß spätestens drei 
Wochen nach dem Tage der ausgefallenen Ab¬ 
stimmung stattfinden. Den Tag der Nachabstimmung 
bestimmt in den Fällen des Artikels 29 Abs. 3 Satz 1 
des Grundgesetzes der Landesabstimmungsleiter, im 
Falle des Artikels 29 Abs. 5 Satz 3 des Grundgeset¬ 
zes, wenn die Abstimmung nur in einzelnen Stimm¬ 
bezirken nicht diirchgeführt worden ist, der Kreis- 
abstimmungsleitcr, sonst der Bundesabstimmungs¬ 
leiter. 

(3) Die Nachabstimmimg findet auf denselben 
Grundlagen und nach denselben Vorschriften wie 
die ausgefallene Abstimmung statt. 

§ 35 

Wiederholung der Abstimmung 

(1) Wird im Prüfungsverfahren die Abstimmung 
ganz oder teilweise für ungültig erklärt, so ist sie 
in dem in der Entscheidung bestimmten Umfang zu 
wiederholen. 

(2) Bei der wiederholten Abstimmung wird vor¬ 
behaltlich einer anderen Entscheidung im Prüfungs¬ 
verfahren, wenn seit der Hauptabstimmung noch 
nicht sechs Monate verflossen sind, auf Grund der¬ 
selben Wählerverzeichnisse abgestimmt wie bei der 
für ungültig erklärten Abstimmung. 

(3) Die wiederholte Abstimmung muß spätestens 
60 Tage nach Rechtskraft der Entscheidung im Prü¬ 
fungsverfahren stattfinden. Den Tag der wieder¬ 
holten Abstimmung bestimmt in den Fällen des 
Artikels 29 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes der 
Landesabstimmungsleiter, im Falle des Artikels 29 
Abs. 5 Satz 3 des Grundgesetzes der Bundesabstim- 
raungsleiter, im Falle einer wiederholten Abstim¬ 
mung für das ganze Abstimmungsgebiet der Bundes¬ 
minister des Innern. 

(4) Auf Grund der wiederholten Abstimmung wird 
das Abstimmungsergebnis neu festgestellt. 

§ 36 

Veröffentlichung des Abstimmungsergebnisses 

Der Bundesminister des Innern veröffentlicht das 
Abstimmungsergebnis im Bundesanzeiger. 


Dritter Abschnitt 
Seblußbestimmungen 

§ 37 

Durchführungsvorsebriften 

(1) Für die Durchführung des Volksentscheides 
(§§ 20 bis 36) gelten die §§ 1 bis 28, 42 bis 62, 64, 67 
bis 73 und 85 bis 89 der Bundeswahlordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 8. April 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 239, 373) entsprechend. 
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(2) Der Bundesinjnister des Innern wird ermäch- 
t. i g t, d urdi R ecbts v erordn urig Au sführun gsbestim- 
I nun gen zu ('rlassf'ii zu den Voischrinen in 

den §§ 2 bis 7 

über das Zul<issungsv('rtahr(ai, 

d('n §§ 10, 11 

über d i e E rt(' i 1 u n g von Ei n (. rag u n g sseh e i n e n, 

d('n §§ 12, 13 

über die Bildung, Beschlußfähigkeit und das 
Vorfahren des EJntragiingsaussdiusses und die 
Ernimnu n g d e r E i n t ra g ii n g s 1 e i ter, 

üvn §§ 14, 15 

ü her d a ,s Ei n t rr i g u ng s v (uia li i ('n, 
dein § 16 

ü ber d i e s 1 s t q 11 u n g d e s E i n 1 1 'a gu ng se rgcdi n i ss e s, 

den §§ 22, 23 

über das Sliinrnredit und seine Ausübung, 
den §§29 bis 32 

über die Feslstelliing des /Mrstimmungsergeb“ 
nisses, 


den §§ 34, 35 

über die Durchführung von Nachabstimmungen 
und Wiederholungsabstimmungen. 

§ 38 

Kosten des Eintragungsverfahrens 
und des Volksentscheides 

Die Kosten des Eintragungsverfahrens und die 
Kosten des Volksentscheides trägt der Bund. Er er¬ 
stattet den Ländern, zugleich für ihre Gemeinden 
(Gemeindeverbände), für jedes Eintragungsverfah¬ 
ren und für jede Abstimmung einen festen nach der 
Zahl der Eintragungs- oder Abstimmungsberechtig¬ 
ten bemessenen Betrag, der vom Bundesmiiiister des 
Innern mit Zustimmung des Bundes rat es festgesetzt 
wird. 

§ 39 

Inkrafttreten*) 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 

Diese Vorsciirift. betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in seiner 
ursprüiiqlif.ben Fassiinq vom 23. Dezember j 955 (BLmde.sqesetzb). I 
S. 835). ' 
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 


Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 28. Januar 1970 — 1 BvL 4/67 —, ergangen auf 
Vorlage des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz, Neu¬ 
stadt an der Weinstraße, wird nachfolgender Ent- 
scheidungssatz veröffentlicht: 

Artikel 20 § 2 Absatz 1, 3 und 6 sowie Artikel 21 
§ 2 Absatz 1 und 4 des Gesetzes zur Sicherung des 
Haushaltsausgleichs (Haushaltssicherungsgesetz) 
vom 20. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 2065) 
sind, soweit sie sich auf Händler beziehen, mit 
dem Grundgesetz vereinbar. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß §31 
Abs, 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundesverfas¬ 
sungsgericht Gesetzeskraft. 


Bonn, den 17. Februar 1970 

Der BundesminisLer der Justiz 
Gerhard J ahn 
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